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Empfehlung zur Initiative «Recht auf Wohnung»

Der Wohnungsmarkt ist immer noch so ausgetrocknet, dass
Missbräuche beinahe unvermeidlich sind. Eine dauerhafte Besserung
ist nicht in Sicht. Die Wohnbaupreise sind wieder stark im Steigen
begriffen, die Zinssätze so hoch wie seit Jahrzehnten nie.

Entgegen den Beschlüssen des Nationalrates hat die Mehrheit des

Ständerats das Zustandekommen eines befriedigenden Kündigungsschutzes

im ordentlichen Recht verhindert. Dieser von wenig
sozialem Verständnis zeugende Entscheid veranlasst den Schweizerischen

Gewerkschaftsbund, den Stimmberechtigten zu empfehlen,
am 26./27. September der Initiative «Recht auf Wohnung»
zuzustimmen.

Sie bietet eine Verfassungsgrundlage, um in Regionen mit
Wohnungsnot einen bessern Mieterschutz für alle Mieter einzuführen.

Diese Notstandsklausel dürfte auch produktionsfördernd wirken.
Treiben Anleger und Bodeneigentümer den Wohnungsbau kräftig
genug voran, so können sie dadurch verhindern, dass die Notstandsklausel

zur Anwendung kommt.
Durch ein Ja zur Initiative «Recht auf Wohnung» tragen die

Stimmberechtigten dazu bei, einen Anreiz zur Ueberwindung der
Wohnungsnot zu schaffen und schieben einen Riegel gegen deren
missbräuchliche Ausnutzung. Scheuen Sie den Urnengang nicht,
stimmen Sie Ja zugunsten jener Mitbürger, deren Wohnungssorgen
drückend sind.

Ernst Wüthrich
Präsident des Schweiz.
Gewerkschaftsbundes
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